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Dolens Erneuerung 
Folgendes Manifeſt wurde om Sonntag durch den 

Kaiferlichen Generalgouverneur in Warſchau, 
General der Infanterie v. Befeler, verkündigt: 

An dlile Vewohner des GSouavernements 

ů‚ Warſchau. 

Seine Majſeſtät der Deutſche Kaiſer und Seine Maheſtät der 

Kaſßer von Oeſterreich und Apoſtoliicher König von Ungarn, getragen 

von dem feſten Berirauen auf den endgülligen sieg ihrer Waffen 

und von dem Wunſche geleitet, die von ihten tapferen Heeren mit 

jchweren Opfern der rulſiſchen Herrſchaft entriſſenen polniſchen Ge⸗ 

bieie einer glücklichen Zukunf! entgegenzuführen, 

find dahln übereingekommen, aus dieſen Gebieten einen jelb- 

fändigen Stactmiterblicher Monarchie und kon⸗ 

ſtitutioneller Verfaffung zu bilden Die genauere 

Beſfimmung der Grenzen des fönigreichs Polen bieibt vorbehallen. 

Das neue Königreich wird im Anſchluß andlie beiden ver⸗ 

bündeten Mächte die Bürgſchaften finden, deren es zur frei 

Entfallung ſeiner Kräfte bedarf. In einer eigenen Ar i 

ſollen die ruhmvollen Aeberlleſerungen der polniſchen Heere früherer 

Zeiten und die Erinnerung an die tapferen polniſchen Milſlreiter in 

dem großen der Gegenwart ſertleben. Ihre Organt!'⸗- 

5alien. Ausbildung und Jührung wird in gemein⸗ 

ſaͤmem Einvernehmen geregelt werden. 

Pie verbündelen Monarchen geben ſich der uverſichtlichen 

Hofinung hin, daß ſich die Wäͤnſche nach ſiaatlicher und nationaler 

Entwlcklung des Königreichs Polen nunmehr unter gebotener Rück⸗ 

ſichtnahme auf die allgemeinen polikiſchen Verhäliniſſe Europas und 

auf die Wohlifahrt und Sicherheit ihrer eigenen Länder und Bölker 

erfüllen werden. 

Die großen weſtlichen Nachbarmüchte des ſtönigreichs Polen 

aber werden an ihrer Oſtgrenze einen freien, glüälichen und 

feines nationalen Lebens frohen'staat mit Freuden 

neu erſtehen und oufblühen jehen. ö‚ ‚ ů 

Auf Allerhöchſten Bejehl Seiner Majeſtät des Deulſchen Kaiſers. 

Der Generalgouverneur. 

Eine Kundgebung gleichen Inhalis wurde von dem 

K. und K. Militär⸗Generalgouverneur in Lublin, Feldzeug⸗ 

meiſter Kuk, bekanntgegeben. 
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Wolffs Telegraphenbureau meldet aus Warſchau vom 

5. November: 
Prachtvolles Herbſtwetter begünſtigte den heutigen ge⸗ 

ſchichtlichen Tag Polens. Lebhafte Bewegung der Vevölkerung 

in den Straßen und Anſammlung Tauſender auf dem Schloß⸗ 

platz und in den Höfen der gewaltigen Gebäudeé kündigten die⸗ 

neue Epoche an. 
Um 12 Uhr verlas Generalgouverneur v. Beſeler im 

Kolonnenſaal die Proklamation in deutſcher Sprache, worauf 

Graf Hutten⸗Czapski ſie polniſch wiederholte. Der Rektor der 

Univerſität Brudzinski dankte. Der Schluß ſeiner Rede ging 

unter in dem jubelnden Ruf Dliech Lyje und immer neu wieder⸗ 

holtem Händekletſchen. Viele polmiſche Feſtgäſte waren zu 

Tränen gerührt. Sodann hielt Generalgouverneur v. Beſeler 

folgende Anſprache: 
„Mitten im Toben eines Weltkrieges jührt der hoch⸗ 

berzige Entſchlutz der verbündeten Monarchen den lang⸗ 

gehegten Wunſch nach einem ſelbſtändigen polniſchen Staste 

der Verwirklichung entgegen. Der trübe Zweifei: Was ſoll 

aus Uns werden? findet bkeinen Raum mehr in den polniſchen 

Herzen: ein neues großes Ziel iſt ihnen geſteckt. Es gilt den 

Aufbau ihres künftigen Staates. Noch blutet das Land aus 

tauſend Wunden und rioch tiäglich verlangt auch von ihm 

der Kampf gegen ſeinen einſtigen Unterdrücker neue Opfer. 

Ueberall aber keimt neues Leben. überall regt ſich da⸗ 

Streben nach tätiger Teilnahme am Befreiungskampf und 

an der Arbeit zur Heihmg der vom Kriege geſchlagenen 

    

   

     

  

     

   

  

  

Wunden. So treten Sie denn vertrauensvoll an unſere 

Seite, ſo wie auch wir Irnen unſer Vertrauen entgegen⸗ 

bringen, Kar i chen Ende zu führen 

und in gemeinſamer legen für 

das polniſche Köni swit heute 

ſtehen. Möge es ſich als ein ſtartes Glie en Vund der 

Staaten Europas einjügen, die durch die gleichen geiſtigen, 

politiſchen und wirtſchuftlichen Intereſſen miteinander ver⸗ 

bunden und aufeinander angewieſen ſind. Das Wort der 

erhabenen verbündeien Monarchen verbürgt Ihnen Ihre 

Zukunft. Der polniſche Staat erſteht und bald wird, ſo 

hoffen wir, ein pelniſches Heer, das ſich aus freiem Willen 

um ſeine Fahnen ſchart, als Symbol ſtaatlicher 

ſtändigkeit zu ſeinem Schutz ſtehen. Der glü 

Zukunft des Königreichs Polen gilt mwein Wunſch.“ 

Dit Anſprache ief neue Begeiſterung hervor. Die ran⸗ 

ſchenden Dentonſtrationen ſetzten ſich ſach Schluß des feierlichen 

Attes auf dem Schloßhof und in den Straßen fort, 
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Generaiguverneur v. Beſeler auf der Rückfahrt nach 

Wohnſi, Schloß Belvedere, der Miitelpurnet ardauernde 

freudiger Kundgebungen wurde. 
— * 

      

Und es wäre ſalſch, in dieſer Stunde die Bebenken 
zu verhehlen, die manchen patriotiſchen Mann bei uns 

hindern, mit freubigem Herzen den kühnen Schritt gut⸗ 

zuheißen, der mit dem Manifeſt getan wird. 
Norddeutſche Allgemeine Zeitung., 

In der Geſchichte der Leiden Polens bildet der Weltkrieg 

von 1914/16 eines der am tiefſten erſchütetruden Kapitel. Aber 

ſo Schweres Polen in dieſen Jahren erlebt hat, ſo hat es doch 

nicht zu hoffen auigehöri. Auf dieſem großen Leichenfeid 

Europas, inmitten aller Schrecken der Vernichtung, hat ſich der 

nationale Lebenswille kraftvoll geregt. Seine Energie, ſeine 

diplomatiſche Geſchicklichteit ſtehen vor dem erſten großen 

Erfolg: vor der Wiederaufrichtung eines ſelbſtändigen polni⸗ 

Staatsweſens mit zunächſt 12 Millionen Bewohnern. 

Die grundſötzliche Stellung der Sozialdemokratie zum 

polniſchen Problem iſt von eindeutiger Klarheit. Die Sozial⸗ 

demokratie hat von der bürgerlichen Demokratie die Forde⸗ 

rung eines freien Polens übernommen, und ſie hat ſtets at 

dem Satz von Karl Marr jeſtgehalten, daß die Macht des 

Zarismus „nur wirklich unſchädlich gemacht werden kann, durch 

Wiederherſtellung Polens auf demokratiſcher Grundlage“. In 

dieſer grundſätzlichen Stellungnahme ſiegt ſchon alles mitein⸗ 

geſchloſſen, was zu dem foeben vollzogenen geſchichtlichen Aete 

zu ſagen iſt. Die Sozialdemokratie will ein freies polniſches 

Volk, wie ſie ein freies deutſches Volk will; in dem gemeinſamen 

Beſitz ſtaatsbürgerlicher Freiheitsgüter erblickt ſie das einzig 

feſte, zuverläſſige Band, das die beiden Vörker zuſammenhalten 

kann, zu friedlichem Wirtſchaftsaustauſch wie zur Abwehr 

drohender Gefahren von außen. ů 

Einſtweilen wird man ſich der Hoffnung hingeben dürfen. 

daß das Manifeſt von Warſchau einen erſten Schritt auf 

dieſem Wege bedeutet. Die Ausſichten ür Polen, zu einer 

wirklichen freien Staatsverfaſſung zu gelangen, erſcheinen 

weſentlich gebeſſert. Eine Nation, der von allen Seiten die 

freie ſtaatliche Entwicklung zugeſagt iſt, eine Nation, die mit 

den Ausläufern ihres Volkstums weit in da⸗ 

Großmüchte hi der ganzen Welt alte, ge⸗ 

ſchichtlich begründete Sumpathien genießt, eine Nation ſchließ⸗ 

lich, deren Vertreter überall mit Klugheit und Zähigkeit für 

ihre Ziele zu wirken verſtehen — eine ſolche Nation hat keinen 

Grund mehr, an ihrer Zukunft zu verzweifeln. 

Das Maniſeſt, das der Großfürſt Nikolai Nikolajewitſch 

vor zwei Jahren in Warſchau erließ, war voll unklarer, tönen⸗ 

der Verheißungen. Aber es wurde für die Polen und die 

Polenfreunde in Rußland das Signal. um eine fieberhafte 

Arbeit zu beginnen, die auf eine Erklärung der polniſchen 

Unabhängigkelt durch Rüßland hinziel mVerſagen 

der gefetzgeberiſchen Tätigkeit in Petersbürg 

änderung der Kriegslage wurde dieſe Arbeit doppelt gegen⸗ 

ſtandslos. Auch die Frühjahrsreiſe der ruſſiſchen Duma⸗ 

nach England, Frankreich und Italien, an der 

als Wortführer i teilnahniten, 

u Ergebnis nichts geändert, ſie hat aber 

ehmern den Eindruck hinterlaſſen, daß von ſeiten 

hie der Errichtung eines ſelbſtändigen polniſchen 

Staates nichis im Wege ſteht. 

Das Manifeſt von Warſchau biete den Polen für ihre 

künftige ſtaatliche Freiheit ein noch viel beſſeres Unterpfand. 

Es bildet gewiſſermaßen ein wertvolles Hauptſrück in einer 

Kette von politiſchen Anſtrengungen, die alle überall das 

gleiche Ziel verfolgen. Und ſo werden es die Polen auf der 

künftigen Stantenkonferenz, die Europa ſeine neue friedliche 

Geſtalt geben wird, ausſchließlich mit Mächten zu tun haben, 

von denen ihnen das Rechi auf ſelbſtändige Exiſtenz mehr oder 

weniger deutlich zuerkannt worden iſt. 

Ausführlichere⸗ erſt zu fß 

ſchen ſchen 
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wenn die Debatte 

    

  über die Kriegsziele freige Wir nehmen an. 

daß dieſe Freigabe in der kürzeſten Zeit z erwarten iſt. In 

den wiederholten Debatten ſes heikte Kapitel hat der 

Meichskanzler inmer wi E daß dem deutſchen Volk 

vor einer endgültigen Feſtlegung der Kriegsziele die Gelegen⸗ 

heit gegeben werden foll, in voller Freiheit ſeine Meinung 

auszuſprechen. 
Unendlich viel wird ja auch vonr der Art der A 

abhängen, von der Dedeutung, die den Worten „konfti 

nelle Verfaſſung“, „ſelbſtändiger Staat“, verliehen werden 

wird. Je deutlicher ſich davei herausſtellen wird, daß dem 

en Volk ſein Schickſal frei in die eigene Hand zurück⸗ 

ve un werden ſoll. deſio mehr werden auch dieſe Bedenken 

ſchwinden. 
Das letzie Wort wird die Geſchichte äprechen. Der Frioden 

iſt keine einſeitige Willenserklärung, ſondern ein Vertrag. 

(Möge dieler Vertrag a bald mie möglich geſchloſſen werden! 

      

    

  
  

  

  

Möge er allen Völbern, dem deutſchen wie dem polniſchen 

Volk die Freiheit bringen! — * 

Geſchichtlich hat die ſetzt von 
ausgeſprochene Wiederherſtellung des ſelbſtſtändigen polniſchen 
Staates einen bemerkenswerten Ausgangspunkt. Dieſe beiden 
Mächte — Heſterreich und Preußen — waren es, die im Jahre. 

1772 die erſte Tetlung Polens mit Rußland veranlaßten! Da⸗ 

durch fiel auch Weſtpreußen an den preußiſchen Staat. 

Das Zentralorgan unzerer öſberreichiſchen Genoſſen, die 

in polniſchen Fragen gut unterrichtete Wiener Arbeiter⸗ 

Zeitung, ſchreibt am Schluß eines die Geſchichte Polens 

behandelnden Artikels in richtiger Einſchätzung: ‚ 

„Staatliche Neuſchöpfungen entſpringen niemals in der Voll⸗ 

endung der Odee aus dem Schoße der Geſchichte. Sie unierſtehen 

dem Geſetz der Stunde und der Umſtände, ſie trogen an ſich das 

Urſprungszeichen der Machtfaktoren, durch die ſie werden. In der 

Vorſtellungswelt der deutſchen wie der öſterreichiſchen Sozialdemo⸗ 

kratie hat ein vielfach anderes Bild des Werdens wie dar. Gewor⸗ 

denen gelebt. Das Geſchaffene gehört der Zeit an, und ſie muß 

ſich mit ihm auch beſcheiden. Immerhin iſt dle Wiederherſiellung 

einer frelen Heimſtatt für eine der älieſten und geprüſteſlen 

Nalionen Europas eine Tat und die erſie voſittve Geſlaltung in⸗- 

mitlen des Weltkrieges. Bir begrüßen ſie um des polniſchen Voltes 

willen als ſolche Tat. Einmal geſetzt, gehört ſie der Geſchichte an 

und iſt beſtimmt. aus ſich heraus der kommenden Eniwicklung zu⸗ 

zuftreben.“ 

Am Schluſſe eines zweiten Artikels, der ſich mit der vom 

öſterreichiſchen Kaiſer ausgeſprochenen Selbſtändigkei t 

Galiziens beſchäftigt, ſagt das Wiener Parteiblatt ebenſo 

zutreffend: 

„Die Schwelle einer neuen Zeit, einer neuen Gheſchichte über; 

ichreitet beute das polniſche Volk. Unermetcliche Arbeit liegt vor 

ihm und die (ßemaltigſte Kraftanſtrengung iſt von ihm gefordert, 

wenn es der großen Aufgabe gerecht werden will. Möge dem 

tapferen Volke, das nie geſtorben iſt, ſo oft ſein zlickender Leih 

auck zerſtückelt ward, zu der wellgeſchichtlichen Leiſtung die Kraft 

nije fehlen!“ 

Auf eine Umfrage des Berliner Dageblatt äußerte 

Genoſſe Philipp Scheidemann ſich über das neus 

Polen: 
„Ich müſtſche ein vollkommen freies Polen, und ich wünſche, 

daß dieſes Polen Deutſchlands Freund ſei. Aber zur Liebe kann 

man keinen zwingen. Brouchen wir Polens Freundſchaft, ſo müſſen 

wir eine entſprechende Politiè treiben. Bindungen, die nicht aus 

beiderſeiligem freien Willen erfolgen, ſind ſchädlich. 

Auch der Frieden iſt keine einſeitige Willen⸗erklärung, ſon⸗ 

dern ein Vertrag. Alle Regelungen, die heute getroffen werden, 

können nur vorläufig lein. Zur Wiederherſtellung des Friedens 

muß das deutſche Volk alles tun, was mit ſeiner Selbſterhaltung 

und Selbſtachtung vereinbar iſt. Jeder Frieden wird ihm rech 

qoin, de iederlage iſt 

e Polen un aufgeklärten Ruſſen felbſt haſſen wir 

den Zarismus, aber wir ſind durchcus keine Feinde des ruſſiſchen 

Volkes. Wir wollen keine Revancheſtimmung des Oſtens. Das 

duale Nio die Errichtun; jreten Polens nach den Wünſchen 

des polniſchen Volkes ſelbſt und mit Zuſtimmung aller an den 

rhandlungen beteiligten Mächte. Ob dieſes Ziel erreicht 

wird, hängt nicht von uns allein ab. Wir wollen nach dem Kriege 

mit allen Völkern in Frieden und Freundſchaſt leben, gonz be⸗ 

ſanders auch mit einem freien polniſchen Volk.“ 

Aus gleichem Anlaß ſprach Genoſſe Eduard Bernſtein 

ſeine Anſicht ſo aus: —* 

„Die Herſtellung Pulens, daus heißt, die Sicherung der 

beſtimmnung und Selbſtregierung des polniſchen Volkes ut eine 

alte Forderung der Demolkratie, jür die die deutſche Sozialdemo⸗ 

kratie niemols unterlaſſen hat, ibre Stimme äl⸗ erheben. Sie iſt 

das Erbe unſerer großen Vorkämpfer Marx und Engels, Laſſalle 

und Liebſnecht, das wir hochgehatten haben, ats alles um uns herum 

den Gedanken als unmöglich und Schlinmeeres verfſpottete. Wir 

haben ſtets in der Herſtellung eines freien, üder ſein eigenes Ge⸗ 

jchick beſtunmenden Polens eine der an 

eines wahrhaft freien Europas erdlickt, und w 

offenvart hat, konnte nach meiner Ueberzen di 

kratie nur in dieſer Auffaſiung bei Wir würden es daher 

freudig begrüßen, wenn aus dieſem Krieg ein ſolches freies Pylen 

hervorginge. und werden es ais unſere Aufgabe zu betrachten 

haben, nach neren Möglichkeiten dafür einzutreten. daß der Ge⸗ 

dante in der vollen Tragweite der Grundſätze der Demokratie zur 

Verwirklichung kommt. Jedes Abweichen von dieſen Grundſätßen, 

geder Verſuch, Polen eine andere Geſtalt zu geben, als ſie dielen 

Grundſätzen enthpricht, würde ſich, das hat die Geſchichte gezeigt, 

in den Wirkungen als ein Unglück für Europa und für Polen er⸗ 

Rur als ein Bi den Nationen des Weſtens 
wahrhaft frei ſein 

Deuiſchland und Oeſterrenß Eſterr⸗ 
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und des Oſtens kann Polen in unſerer Ept 

und gedeihen.“   
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Hamiger Uachrichten 
Antonie-Konzert im Sladiihenter. 

des erſten Kapellmeiſters Viktor Wolfgang Ses erſter 

   

Unter Qeiting Unter Leitung 

Schwarz findet Sonntag, mittags 117 Uhr, das erſte 
Sinfanie⸗Konzert ſtatt. — Neben L. v. Beethovens Sin⸗ 
jonie Nr. 7 in A⸗dur, und Franz Lisgts „Taſſo“ werden 
Sinjoniſché Variationen für großes Orcheſter von 
Staeber hier zum erſtenmal zu Gehör gebracht. — Die Direttion 
beabfichtigt, im Laufe dieſer Spielzeit drei weitere Mittags⸗ 
Konzerte folgen zu laſſen. — Es gelten ermäßigte Preiſe. 

ů Dritte ſtädkiſche Volksvorſtetlung. 
Am nächſten Sonntag, den 12. November, nachmittags 

3 Uhr, findet im Stadttheater nach vierzehntägiger Pauſe die 
dritte von der Stadtverwaltung veranſtaltete Volksvor⸗ 
ſtellung ſtatt. Zur Aufführung gelangt das alle Vorzüge 
ſeiner Art aufweiſende Luſtſpiel in drei Aufzügen Der Herr 

  

Georg 

Senator von F. v. Schönthan und Kadelburg. Es iſt 
lobenswert, daß der Einheitspreis von 30 Pfennig für jeden 

Plaß, ohne ünterſchied des Ranges, beibchalten iſt. Wir be⸗ 
trachten es auch als ſelbſtverſtändlich, daß dieſe einheitliche 
Berechnung der Plütze, die nur durch das Los verteilt werden, 
beibehalten wird. Nach anderer Richtung müſſen wir die Be⸗ 
mängelung wiederholen, die wir ſchon für die beiden erſten 
Vorſtellungen ausſprechen mußten. Diesmal hatte der Mogi⸗ 
ſtrat insgeſamt 16 Verkaufsſtellen für die Eintrittskarten vor⸗ 
geſehen: ſieben beſßanden ſich in der inneren Stadt und neun 
in den Vorſtädten. Auch dieſe Verteilungart hat nicht dafür 
ſorgen können, daß die Karten in der Hauptſache an die arbei⸗ 
tenden Kreiſe der Stadt abgegeben werden konnten. Gleich 
nach der erſten Ausgabe der Tagesblätter begann am Diens⸗ 
tag der Kauf. Wir müßten ſehr irren, wenn in einer Stelle 
nach 5 Uhr u kags noch Karten zu haben geweſen ſind, 
vbwohi ſür 3. B. der Volkswacht⸗ Buchh⸗ dlung erſt nach 
3% Uhr geliefert wurden. Die naturgemäße Folge ſind noch 
unfreundliche WBermerkungen derer, d.⸗ ſchon ſo früh ohne 
Billett abgewieſen werden müſſen. So früh dürften die veruf⸗ 
lich Arbeitenden nicht im weſ be über die Zeit zur 
Erwerbung pon Kurten verfügen. Daher jollte ich der Mahi⸗ 
ſtrat endlich zu dem Vertriebe der Karten für dieſe Vorſtellun⸗ 
gen durch die Organiſationen und unter Umß'änden 
die Betriebe entſchließen. Dazu führen auch noch andere 
Gründe. Mit Recht wurde in den bürgerlichen Blättt 
über geilagt, daß der raß fi zu den ſonſtigen Vo 
des Stadttheaters ſo groß ſei, daß ſich daraus ein Ulebelftard 
entwickelte. Nach Bekanntwerden des Spielplans reihten ſich 
die Billettkäufer vor dem Theatergebäude auf. Es wurde des⸗ 
halb gefordert, daß der Verkauf in einer Weiſe geregelt werden 
joll, der die Anſammlungen ausſchließt. Wir möchten zur 

Erklärung dieſes Umſtandes darauf hinweiſen, daß der An⸗ 
drang zum Theater ſo ſtark iſt, daß man ſchon am Sonntag 
kein Billett — es handeite ſich um nummerierte Gallerie — 

mehr für die Vorſtellung am nächſten Sonntage zu kaufen 

bekommt. Für die Anziehungskraft der Bühne und das künſt⸗ 

leriſche Streben ihres Leiters iſt dies zwar höchſt löblich. Für 

die Veſucher aber nicht angenehm. Wenn ſo der Tagesbeſuch 

des Theaters unter dem Eindruck der Verhällniſſe beſchränkt 

wird, müßte um ſo eher dafür geſorgt werden, daß die Volks⸗ 

vorſtellungen ſo gut wie möglich denjenigen vorbehalten wer⸗ 
den, für die ſie eingerichtet ſind. 

    

   
  

  

  

      

Der Arbeiter-Schachklub Danzig hält ſeine Spielabende 

in dieſem Winter am Freitag jeder Woche abends im Bibliothek⸗ 

zimmer der freien Gewerkſchallen, 4. Damm 7. 2 Treppen, ab. 

Es iſt erfreulich, hdaß der Schachkluͤd einen Kurſus für An⸗ 

fänger eingerichtet hat. Damit iſt jedem geiſtig ſtrebenden 

Arbeiter die Gelegenheit geboten, das vornehmſte der Brett⸗ 

   

  

   

  

ſpiele zu lernen. Da der Kurſus unentgeltlich iſt, wäre 
rege u »i wünſchen. Alles Nähere ergibt die 

Anzeige 

Hilfsträfte zur freiwilligen Krankenpflege 

können ſich im Laufe der folgenden Woche werktäglich von 

9 8 1 Uhr vormittags i im „enſe. Zimmer 91. melden. 

    

G. m. b. G.-Speiſehallen. 
Die Danziger Speifehallen wurden betanntlich nicht 

vom Magiſtrat als ſtädtiſche Einrichtungen bewirtſchaftet. Sie 
unterſeeben Leiner Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Run⸗ 
mehr foll dieſes Verfahren geändert Und die Speiſehallen von 
der Stadt übernommen werden. Am 7. November beſchloß 
die Vereinigung ihre Auflöſung. Die ſieben Speiſehallen nebſt 
fämtlichen Forderungen und Verbindlichteiten ſind dem Magi⸗ 
ſtrat überkragen. Zunächſt führt die St L Hallen in der 
bisherigen Weiſe fort. In turzer Zeit ſoll dann die Aus⸗ 
heßolgen der Volksſpeiſung zu einer wirklichen Maſſenſpeiſung 
erfolgen 

    

Der Kriegsausſchuß für Konſumenteninlereſſen 
hatte am 8. November im Geſellſchaſtshauſe eine Verſammlung, 
in der Herr Fluhs zunächſt Bericht erſtattete. Der Kriegs⸗ 
ausſchuß iſt dahin vorſtellig geworden, daß er in der Preis⸗ 
prüfungsſieue des Regierungsbezirks Danzig eine Vertretung 
erhält. Als Vertreter ſollen vorgeſchlagen werden die Herren 
G ehl, Fluhs und Nitz. Es ſoll weiter dahin gewirkt 
werden, daß für die Milch Erzeugerhöchſtpreiſe 
von dem Herrn Regierungspräſidenten feſtgeſetzt werden und 
für Danzig keine Erhöhung des Preiſes für Vollmilch und 
Magermilch erfolgt. — Ferner wurde gewünſcht, daß auch 
Enten und Gänſe in die Fleiſchkarte mit ein⸗ 
bezogen und Höchſtpreiſe ſeſtgeſetzt werden. Wenn für das 
Pfund Spickgans 12 Mart gefordert wird, dann ſolle wegen 
übermäßiger Preisſteigerung eingeſchritten werden. Dadurch, 
daß die Preiſe ſo hoch geſchraubt werden, wird der Anreiz 
gegeben, die Gänſe und Enten mit wertvollen menſchlichen 
Nahrungsmitteln zu füttern. Der Bevölkerung wird alſo 
Getreide und Kartoffeln entzogen, damit unbezahlbares Feder⸗ 
vieh auf den Markt kommt. — Es wird von verſchiedenen 
Redern darauf hingewieſen, daß verſucht wird, die Kohlen⸗ 
preiſe zu ſteigern. Es würden Kohlen frei Dunzig 
der Zentner für 1,30 Mart geliefert, da ge der bish 
übliche Preis für den Kleinhandel. Gewünſcht wurde die 
Vorſchrift, daß Kohlen nur nach Gewicht verkauft 
werden dürfen. — Beklagt wird das Verſchwinden 
der Gerſten⸗Grütze und ⸗Graupe ſeit der 
Herabſetzung des Höchſtpreiſes und das 
gleichzeitige Auftauchen von Gerſtenmehl 
zu einem doppelt ſo hohen Preiſe. Es wurde 
die Vermutung ausgeſprochen, daß Grütze und Graupe zu 
Gerſtenmehl vermahlen wurde, um das Geſetz zu umgehen. 
Es wurde eine Unterſuchung und Feſtſetzung eines Höchft⸗ 
preiſes von 30 Pfennig für das Pfund Gerſtenmehl ge⸗ 
wünſcht. Von einem Herrn wurde die Aufmerkſamkeit 
durauf hingelenkt, daß vom Bahnhof Legetor 
jetzt auffällig viel Lebensmittel nach außer⸗ 
halb geſchickt werden ſollen. Es beſtehe mithin 
die Möglichkeit, daß für die Danziger Bevölkerung beſtimmte 
Waren von Händlern wieder fortgeſchickt werden. — In 
Bezug auf die Gerſte wurde auch darauf hingewieſen, daß 
man 230 Gramm Gerſte oder Grütze nicht erhalte, wohl 
aber überall in jeder Menge den Liter Vier, der aus dieſer 
Gerſtenmenge hergeſtellt worden iſt. Deshalb ſollte es Bier 
nur gegen eine Grützenkarte geben. — Eingehend wurde 
auch der ſtädtiſche Großmarkt für Gemüle und Obſt be⸗ 
ſprochen. Es wurde d er geklagt, daß insbeſondere 
die Aepfel in erſter Reihe in großen Mengen 
an Großhändler verkauft werden und was 
dann übrig bleibe, erhalten die Kleinhändler und die andern 
Käufer. Es handle ſich um eine gemeinnützige Ein⸗ 
richtung, diejedermann gleichmäßig zur Verfügung ſtehen ſolle. 
Man müßte in erſter Reihe diejenigen befriedigen, die einzelne 
Zeniner kaufen wollen, nicht umgekehrt. Weiter wurde ge⸗ 
wünſcht, daß der Großmarkt weniger die teuren Tafeläpfel, 
als die billigen geſchüttelten Aepfel dem Publikum zur Ver⸗ 
fügung ſtellt, denn die Tafeläpfel könne man ſich zum Ein⸗ 

kochen nicht kaufen. Gewünſ rde auch der Verkauf in 
Mengen unter einem Zentner. 

  

    

    

    

Ausländiſche Aepfel. 
Die vor einiger Zeit keſtgeſetzten Höchſtpreiſe für Aepfel 

unterſchieden zwiſchen Fallobſt und Tafelobſt. Der 
Preisunterſchied betrug etwas Viennig⸗ Die Folge war, daß     

   

wacht · 
  

  

  

es faſt nur e noch Daſelobſt gab. Es gibt aber teine Höchſtpre 
für ausländiſche Aepfel. Und nun ſieht man, wie bürgerljche 
Blätter klagen, wieder in erheblichem Maße Auslands- 
äpfel angeprleſen. Es wird z. B. in der Danziger Zeitung 
geſagt, daß es Herneinſchädlich ſei, wenn durch bieſe Ausland 
mare die inlündiſchen Preiſe wucheriſch geſtelgert würden 
Auch würde durch ſolche Ware mit höherem Preiſe der Unred⸗ 
lichkeit Tür und Tor geöffnet. Wenn dieſe fremden Aepfel 
zu höherem Preiſe verkauft werden dürften, dann gäbe es in 
Zukunft nur noch Auslandsäpfel. Es ſei dah ů 
man uns mit dieſer Ware verſchone und dafüir jorge, daß die 
deutſchen Aepfel nicht zurückgehalten würden. — Dieſe Auf⸗ 
fafſung hat gemih viel für ſich und es wird wenige Verbrau⸗ 
cher geben, die ihr nicht zuſtimmen. Wenn man ſich aber deut⸗ 
licher über dieſe „ausländiſchen, Aepfel äußern ſollte, 
kann man vielleicht ohne Irrtum meinen, daß ſie gar nicht 
fremd, ſondern echt deutſch find! Sie haben wahrſcheinlich nur 
die bloß im Namen weitläuftigere Verwandlung durchgemäacht, 
die man früher vom Fall⸗ zum Tafelobſt beobachten konnte. 
Dieſer unangenehmen Preistreiberei ſollte durch Ausdehnung 
der Höchſtpreiſe auf alle auf den Markt kommenden Aepfel und 
durch Beſchlagnahme der zurüctgehaltenen Ware ein ſchnelles 
Ende bereitet werden. 

    

  

      

* Iwiebeihöchſipreiſe ſind durch Verordnung des Stell⸗ 
vertreters des Reichskanzlers feſtgeſetzt worden. Die Klein⸗ 
verkaufspreiſe ſind auf höchſtens 14 Pfennig für ein Pfund für 
die Zeit bis zum 14. November 1916 vorgeſehen und ſteigt dann 
monatlich um je 1 Pfennig, bis ſie am 15. April 1917 20 Pfen⸗ 
nig erreichen dürfen. Für beſondere Zwiebelarten können 
Ausnahmen zugelaſſen werden. Die Höchſtpreisfeſtſetzung iſt 
begleitet von einer Beſtimmung, die eine Enteignung der Zwie⸗ 
beln zuläßt und eine Auskunftspflicht vorſchreibt. 

Da die Zwiebelernte in dieſem Jahre durchaus nicht 
mwar, ein Mangel an Zwiebeln aiſo nicht beſteht, wird 
warten dürfen, daß nun auch die Zwiebeln dem Marktie 

nicht ferngehalten werden. Sollte dies trotzdem der Fall ſein, 
ſo müßte rückſichtslos mit der Beſchlagnahme vorgegangen 

mit nicht große Mengen Zwiebeln durch Verderben 
der Ernährung entzogen werden. 

   

   

— Unenigeltliche Gemeindeſohlen. die Gemeinde 
Friedrichsfelde⸗Karlshorſt beabſichtigt, ihren bedürftigen Be⸗ 
wohnern Leder unentgeltlich zu liefern. In einer Verſamm⸗ 

eiſter Der Gemeinde teilte der Bürger⸗ 

  

Bedingungen bekannt, unler denen die Gemeinde Sohlenleder 
überwieſen erhält. Es wird beabſichtigt, den bedürftigen Ein⸗ 
wohnern Sohlenleder unentgeltlich zu liefern und außerdem 
die Koſten des Beſohlens zu übernehmen. Minderbemittelte 
erhalten ebenfalls Sohlenleder unentgeltlich, die Gemeinden 
zahlt ihnen außerdem die Hälfte der Koſten des Beſohlens. 

Sozialdemokraliſcher Verein Danzig⸗Siadi 
Die am 6. November im Bürgergarten aßgehaltene 

Generalverſammlung beſtätigte nach längerer Auseinander ; 
ſetzung das Protokoll unverändert als richtig. Vertreter der 
Minderheit fochten die in der letzten Verſammlung vor⸗ 
genommene Ergänzungswahl der Preſſekommiſſion als un⸗ 
zuläſſig an. Die Verſammlung erkannte auch dieſe Wahlen 
mit erheblicher Mehrheit, 50 gegen 30 Sti 
an. Genoſſe Gehl gab dann die Abrechnung für das 
IIl. OQuartal. Die Entlaſtung wurde einſtimmig erteilt. Darauf 
referierte Genoſſe Wende⸗Bromberg über den hiſto⸗ 
riſchen Materialismus. In ſeinem Vortrage gab 
er eine gut ausgearbeitete Ueberſicht der eniſcheidenden Ge⸗ 

ſchie denen Weltanſchauungen. Ausführlich 
verbreitete er ſich über die von Marx und Engels wiſſen⸗ 
ſchaftlich begründete hiſtoriſch⸗materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung: 
In der Debatte wurde ſeinen Ausführungen, die ſich ſogar 
bei dieſem Stoff um Mehrbeit und Mindertzeit drehten, in der 

Hauptſache zugeſtimmt. Nur ein Sprecher wandte ſich gegen 
den Referenten. Erſt um 12 Uhr endete die Verjammiung. 

  

Die Stadtverordustenwahlen der zweiten Abteilung 
ſchienen der Harmonie bei den vereinigten bürgerlichen Par 

eder lich zu ſein. Die ſchäne Uebereinſtimmung teien wieder ſchädlich z 

  

  

  

  

Danziger Stadtthealer 
Tannhäuſer. 

Oper von Richard Wagner. 

Wie in allen ſeinen Werken behandelt Wagner auch im 

Tannhäuſer deutſchen Sagenſtoff. Jene Mär von dem fahren⸗ 
den Sänger und Ritter Tannhäuſer, der zur Frau Venus in 
den Hörſelberg fuhr, dort der Liebe pflegte und den dann di—⸗ 

Menſchen und die Kirche für immer von ſich ſtießen und ver⸗ 

Nammten. ij Geſchichte fügt Wagner ſeine 

Erlöfut ie ſchen mit ihrer grauſamen Moral. 
die Unduldſame Kirche üt nn den Irrenden von ſich. Durch 

die aufopfernde Liebe des reinen Weibes Eliſabeth wird Tann⸗ 

häufer jedach erköſt. 
Die Oper entſtand im Jahre 1845. 

den Erfolg, den Wagner erwartet hatte. In Paris rief ſie 

1861 jenen berüchtigten Theaterſkandal hervor, bei dem der 
adlige Jockeiklub die Aufführung mit Pfeifen und Getrampel 
faſt unmöglich machte. Heute iſt Tannhäuſer die Lieblingsoper 
ſowohl der Deuiſchen als auch der Franzoien. 

Unter Leitung des Herrn Sch war z erfuhr das Werk 
bei den Aufführungen in, der vorigen Woche eine glänzende 

ab Di; zönheiten der Wagnerſchen Muſik, die 
ſinnliche Giut der Vee isbergäse⸗ ne, die pac Machi und 

Leidenſchaft des Sängerkrieges auf der Wartburg, die er⸗ 

greifende Feierlichkeit der Pilgerchöre kamen vollendet zur 

Gelhung. Auch die Sänger und Sangerinnen verdiener 

weg Lob. Frl. BVoß als Venus, Frl. Japſen als Eli 

  

      

  

       
   

Sie hatte lange nicht 

  

   

    

des großen Publikums erhalten. 

     
und Herr Schimmel als Wolfram von Eſchenbach. Die 
Chöre gelangen ausgezeichnet. Um die Inſzenierung hat ſich 
Herr Weſt wohlverdient gemocht. 

Martha. 
Oper von Flotom. 

Zu den am häufigſten geſpielten deutſchen Opern gehört 
noch heute 
(1812—1883). 

Dun Martha des Mecklenburgers Flotom 

Bereits 1847 erfolgte die Urauf 
iti ihre Schwächen in mer gezeigt hat, ſie als 

e. hat ſi ßie ſich bis heu te in der GEunſt 

Sie hat trotz mancher 
Schwächen auch reiche Vorzüge. Vor allem ſchmeichelnde 
Melodien und die eigenartige Verbindung fehnſuchtsvoller 
Romantik mit burleskem Humor. 

Unter der ſicheren und geſchickten Leitung des Herrn 
Heldenreich kamen die Schönheiten der Flotowſchen 
Muſik voll zur Geltung. Die Titelrolle ſang Frl. Stein vom 
Stadttheater Graz als Gaſt auf Engagement. Ddie Durch⸗ 
führung der Rolle bewies ihre reichen und ſchönen ſtimmlichen 
Mittel. 

Durch 'einen angenehmen weichen Tenor riß Herr Hof⸗ 
ler das Publikum 3u ſtürmiſchem Beifall hin. nU 

lich und durch munteres Spiel wußten Frl. v. Czarlin 5Ta 
und Herr Seebach das Liebespaar Vauci⸗Piankett gut dar⸗ 
zuſtellen. In den kleineren Rollen als Lord. Triſtan und 

  

     

  

       

Herr Stein in der Tülelrolte, Herr Seebach als Landgraf Beſte. 

  

Die Chorgeſänge gelangen ſicher und gut, die Spiel⸗ 
leitung war bei Herrn Weſt in bewährten Händen. 

Die rötſelhafte Frau. 
Luſtipiel von Reinert. 

Sie iſt eigentlich gar kein ſo rätſelhaftes Weſen, dieſe 
Frau Eva eines Fabrikanten. Sie iſt vielmehr eine jener 
Frauen der wohlhabenden Kreiſe, denen die Liebeserlebniſſe 
einziger Lebensinhelt ſind. Deshalb läßt ſie ſich von ihrem 
Manne ſcheiden, weil ihr ſeine — Naſe nicht mehr gefällt. Sie 
heirgiet den Rechtsanwalt, der ihr bei der Eheſcheidung zur 

Seite ſtand. Aber auch dieſe Liebe iſt nicht von Dauer. Als 

ſie mit dem erſten Gatten wieder Aulammentrifft will ſie mit 

ihm durchbrennen. Schliehlich erwächt in ihr aber auch der 

Schrei nach dem Kinde. Sie hafft, durch ein Kind das bisher 

vermißte Glück ſinden und bleibt bei ihrem jetzigen Gatten. 

Beſtändiger als ihr „Liebe“ zu ihrem Gatten bleibt die Zu⸗ 

neigung zu ihrem Hausfreund. Das Stück iſt flotr geſchrieben, 

der Dialog glänzend ußd witzig. Die Perſonen ſind gut ge⸗ 

zeichnet. Wenn eine Kritik meinte, das Stück ſei unnitz, da 

die „rätſelhafte Frau“ nicht mehr die deutſche Frau von heute 

ſei, deren Leben durch den Weltkrieg neuen Inhalt erhalten 

habe, ſo trifft dieſe Anſchauumg ſicher nicht zu 

einzuge Genug „ ab alle Darſteller f 
ſches und flottes Spiel auszeichneten. 

  

  

     

  

      
Das Haus war ſehr 

beluſtigt und ſpendete lebhaften Veifoll. L. 

    .Richter betätigten ſich die Herren Weſt und Harder aufs



       
       

Detite Ehpellung bei A. 
Gelzunß geheht. Der Haus⸗ 

igte hich am z. Rodei 
Dabet forderten die Ver⸗ 

ondars Per Stübterrrreseete 
„ Dahß. Siudtw. Holluuchel in der zweiten Ab⸗ 

hal aber ſchun leii Jahrey 
Pekämpfantz dee Soßtüldemokt 
und Grundbeſitzerverein beßch 

   

    

   
  

        

        

leileng aulgeſtellt werbe, well manihn Un der brllen 
DUhnutbes Ealdgcopfert ha um eln Kom⸗ 
promißgegendie Spzialdemokratie fertiggu 

  

bringen, Dabei lprachen bie Mertreter be: Bürgzervetrint 
Kunz olfen nus, daß ihre Stadlverorbnelen die 
Hausheſitzer im Räathaule nie im Stich ge⸗ 
Laſlenhätten. Vei der Wahl der britten Adieilung 
Zal man von einem jolchen Velsnnin SEört. 

neüei die 
8 E „Auch die Üiberale 

rie Vereinigung verlangte füt den verftorbenen 
Runſterberz die Aufſtellung ihres Kandidaten Sieben⸗ 
reund. Schließlich murde die bereits auſfgeſtellle Kandt, 
datenlilte dem vorberulenden Ausſchuß gurlicknegeben. In⸗ 
zwiſchen ſcheiutſes doch wieder zu einer Verſtändigung ge⸗ 
kommen zut ſein, bei der Hollmichel aber wieder „9 Wlert“ 
arblieben iſt. Es follen nun wiedergemählt werden: Bauer, 
ü Ehm, Kawalkiund Cimſon. Neugemähtt 

2 niemer, Maurermelſter 
Zaſchlomst! SLer, Archltekt Schmidt 
uind Kauimaun Slebenfreund. Es iſt nicht genau zu 

. ab hb b die zentrunskontervatine Mehrheit der 
neterwerfäammiung endgultig ßeii den iſt. 

zlich mar das doch die entſcheidende Abſicht kür die Ver⸗ 

Zung der bürgerlichen Gruppen gegen die Sozialdemoktratie. 

In Schutzhaft genommen 
wurde Genofſe K. Schröder am 6. November nachminag. 

Reichrtugsabgeordneter Weintaufen 
prach em letzten Sonntag in einer Mitgliedervertemmlung des 
berelen Vereins im Wilduntgspertinshauſe übet: Deulſchland 
In dritten Kriegsjadre. Seine Ausführungen volen allgemein 
Vichts beſonderes. Pie Kriegslage hält er mit Hindenburg 
Eb Die Freicabe der politiſchen Erörterungen 

rſtecktee Bekämpfung der Pegierung zu 
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kabben Re:     

  

  

    
   

  

    

  

  

                  

   
        

      

      Weir 
lleber die Er 

2eier die Meinung, daß auch 
dr Beſtes tüten. 

      

    

  

   
    

   
   
               

  

     

  

londern nur 
Die Pro⸗ 

& des d des 

K kims Wüiederwatl verzichtet. Seine Amtapeit als 
unbeluldeten Studtrul endete in dielem Kerdſt. Mehrere 
Jatrzehntt dal er das Untt dekkeidet. Dest lehnte er ei ab. 

  

  

Siier 

BDerlin 

  

murden auf 
Arüesrccuncheremis in der Hieſtse Kaufmann 
Branß und der Generalagent Guftav Raſſch verhaftet. 
Belde ſollen an den neſigen Gelreideſchleburgen zwiſchen 
Weſtpreußen, Roſen und Berlin beieillgt ſein. B. wurde 
ſchon im Sommer der Handel vom dieſigen Polizeipräfidium 
verboken. Später ſiel es auf, daß er in Pofen ein But für 
etwa eine balde Million Murk kauſte. Pruantz lührte als 
Großkaufmonn ein Getreidegeſchäfl in der Hopfengaſſe. 

Neur verordnung über Plachsſtroh. 
Am ‚üß. Roortäber 1918 iſt eine KAefann! ung, 

betrrjſend Beſchlagnahme. Verwendung eund Ver⸗ 
äußerung von Flachs« und Hanfſtroh. Baft ⸗ 
faſern (Jute, Flachs. Kamte. eurrpäiſcher und außer⸗ 
europälſcher Hanl) und von Erzeußnifſenaus Baſt⸗ 
faſer merichienen, die anſtelle der beider⸗ disherigen Bekannt ⸗ 
machungen W. III. 3500⸗7. 18 KR&A, betrefſend Beſchlagnahme 
von Baſtfafern und Erzeugniſſen uus Baſtfaſern. und W. III. 
SUMO.. 18. KRa. betreffend Beichingnahme und Beſtands⸗ 
erdebung von Flachs⸗ und Hanſſtroh getreten iſt. Die neue 
Bekannrmachung itt haupiſächlich eine einbeitliche Zuſammen⸗ 
jaffung der bisder in den deiden vorgenannten Bekannt⸗ 
machungen aulgeſtellten Veſtimmungen. ſoweit ſie noch von 
Bedeumung ſind. An neuen Beſtimmungen ſind im beſonderen 
wehentlich die Herabſeßung der für die Veräußerung und Liefe⸗ 
rung von Abfällen im freien Verkebr erlaudten Mengen von 
10 % Kilogramm auf 6000 Kilogramm. ſowie die Vorſchrift, 
daß dir Veräußerung und Lieferun ger Abfälle nicht 
mehr an Ve on ihnen zulslſig 

Wortlaut der Velonntmachung. die noch einige 
Abweichtengen von den bisbertgen Re amungen ent⸗ 

li. ült in den Amtsblättern. in den Kreisblättern und vifent⸗ 
aigen cinzujeben. 

V Ans Weſtpreuden 
Neichstagsabgeordneter H. Molkenbuhr 

in Elbing 
Noch inim der Krieg im Mittelpunkt der WMe⸗ 
naen aller Denkenden, Um ihn und ſeinen Ausgang 

un die Fragen nach der Zukunft und der Geſteltung unſeres 
ls. Bolt. Krieg und Frieden iſt das Thema. das alle 

prigen lebhait be ü Einer der dekannteſten 
Fübrer der deutſchen Sozialdemokrafie, Genoſſe hermonn 
Molkenbuhr arrs Berlin wird Donnerstag, den 16. November, 
abende 8 ühr, im großen Saaie des Elbinger Gewerbehauſes 
die f V lten. Molkenb ehört zur olten 

Hat. daß zas 

Der 
entſprechen, die 

en Oſteus de⸗ 
Frauen ahne Unter⸗ 

Seruntaſfung des 
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Lebensmittelfragen im Elbinger NRathauſe 
In der Stodtveror Verilammiung am . Oktober       

          

   

  

   

      

kärende Mit⸗ 
gut wie aus⸗ 

  

‚ů ſei auf die 

zen Mangel an 
Ersste viel zu 

itehe es ſo. daß 

r Erzeugniſſe 

‚icht in Kordnete 

verforgung ſtehe   
   

11 
Stt miüuißten i 

an, die Bevölkert 

    

      erforderlichen Miſtel zuü bewilligen. 5 
der Ausbau der Naſſenſpelfeanſtalten 
in Angriff genommen werden. Vanzig 
begonnen. Eirtel ging dann auf bie Ausführt 
bürgerweiſters ein. Was dieſer geſagt hahe, 
Es bahe Len Anſchein, als oß alies beim al 
Aus den letzten Vorgängen ſche 

      

          

adt ſel mit ſtarker Induſtrie. 
Die Arbeiterſchaft leide jetzt ſchon an Unterernährung, die noch 
zunähme, wenn die Berſortzung müt Lebensmitteln feine 
beſſere werde. Bei den jetzigen Verhältniſſen werde die 
Leiſtungsfähtgkeit der Arbeiter ſtark beeinträchtigt, woran 
niemand ein Intereſſe haben könnte. Wenn der Magiſtrat 
ſich rechtzeinig an das Generalkommando gewendet hätte, ſo 
tpöre die Stockung der Kärtoffelzufuhr nicht eingetrelen. Die 
Tätigteit des Stadtrats Jur ſch auf dieſem Gediete jei wußi 
anzuerkennen, apver er ſei doch machtlos gegenüber den Land⸗ 
räten, Es müſſe unbedingt dafür geſorgt werden, daß die 
Elbinger Kͤrbeiter wöchentlich ein halbes Pfund Fleiſch er⸗ 
halten. Ein unhaltbarer Zuſtand ſei es, daß das Brot in 
Elbing teurer feials in Danzig. Es würde viel 
zur Beruhigung der Arbeiterſchaſt beitragen, wenn der Preis 
erheblich herabgeſetzt werden würde. Die Behandlung des 
Publitusns durch einige Beamte ſei ſehr unfreundlich. 
Dieſer Zuſtand müſſe ſo fort geändert werden. Redner 
führte hierfür mehrere Fälle an. Dazu ſei die Bevölkerung 
nicht da, ſich ſtundenkang auf den Straßen in Wind und 
Wetter herumzutreiben, um Lebensmittel zu erlangen und ſich 
obendrein ioch ſchroff behandein zu laffen. Die Beamten 
leien für das Publekum da, aber in Elbing ſei das umgekehrt 
Um den Preistreibereien wirkſam entgegenzutreten, 
zei es notwendig, daß Sachkundige mit der Kontrolle der 
Lebensmittelpreiſe beauftragt würden. Zum Schluſſe brachte 
bieſer Redner noͤch Beſchwerden der Urbeiter bei 

von Brotzulatzmarkeri 
Fr erſuchte um gleichmäßige Verteilung. Die Zujatz · 

marken dürften nicht durch die Meiſter verteilt werden; jeder 
Arbeiter ſollte dieſe Marken in die Lohndüte gelegt bekommen. 

An der Debatte beteiligten ſich noch die Genoſſen 
Braun, Rinke, Schottke und Lange. Genoſſe 
Rinke machte darduf aufmerkſam. daß dilliges Fleiſch in 
Schillingsbrücke zu haben ſei und fragte, warum das nicht 
auch in Elbing möglich wäre? 

Die Ausführungen unſerer Genoſſen veranlaßten den 
Herrn Oberbürgermeiſter zu wiederholten Entgegnungen. 
VBeſſerung verſprach er wegen des Verhaltens der Beamten. 

An die öffentliche Sitzung ſchloß ſich eine geheime, in 
der die Vorgänge, die ſich am 14. Oktober abſpielten, zur 
Sprache gebracht wurden. Auch hier haben imſere Genoſſen 
die Intereſſen der Elbinger Bepölkerung zu wahren ver⸗ 
ſtanden. Die Sitzung zog ſich bis nach 10 Uhr abends hin. 

—* 
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wird, hat die Preisprüfungs⸗ 
ſel mit der Kontrolle der 

  

  

Wdt —— 
Der Raubmosd in Branßt der . der Raubmotd in Prauft, dem am 5. d. u 

hrige Ehefrau des ruſſiſch⸗polniſchen Saiſonarbeiters 
ewski auf grauenvolle Weiſe zum Opfer ſiel, wird in 

der letzten diesjährigen Schwurgerichtsperiode, Anfang De⸗ 
zember, zur Verhandlung kommen. Als der Tat verdächtig 
wurden damals ſofort verhaftet der gleichaltrige Ehemann 
der Ermordeten ſowie ſein ebenfalls auf derſelben Arbeits⸗ 
ſtelle beſchäftigt geweſener Neffe. Zunächſt leugneten beide 
die Tat ganz entſchieden, dann beſchulbigten ſie ſich gegenfeitig, 
In Geſtänbnis hat bis heute noch keiner abgelegt. Der gegen⸗ 
wärtige Stand der Vorunterſuchung iſt ader ſörseit gedirhen, 
daß infolge des ſchmeren Belaſtungsmaterials die Anklage 
gegen den Ehemann Jöſef beſtimmt erhoben, es dgegen noch 
zweifelhaft erſcheint, ob ſie auch auf den Neffen Wladislaus 
autsgedehnt werden kann. 
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5 
Pölitirx Einfluß nehien wollt 

Mancheſter Güardian ſchreibt über 
m eitartitel: Das engliſche 

er Informaktonen über altswärtige Fragen als die fran⸗ 
zöſiſche Kammer ober der deutſche Reichstag. Der Haushalts⸗ 
gusſchuß des Reichstags habe zwar keine ſöo weitreichende Be⸗ 
fugent bie franzäliiche Kommiſſion r auswärtige An⸗ 
gelegenheiten, aber der Kaiizler und ſeine Verireter legten vor 
ihe die beutſchä Palit 
tagen, wenn ber Reichstag auseinander gehe, ſe daß eine enge 
Fühlung zwiſchen Reglerung und Parlament beſtehen bleibe. 
In England feinnichts davon der Fall. 

die Neußerung Cecils 

  

  

tte orbdert Ethähung de tte fordert Erhöhung der 
unkerſtützungen. 

Im Ausſchuß für den Reichshaushalt wurde am 2. No⸗ 
vember zunächſt die Beſprechung über die Rohſtoffe fort ⸗ 
geſetzt. Dann wendte ſich der Ausſchuß dem Sozialpoli⸗ 
tiſchen und der Wohlfahrtspflege zu. 

Abg. Hierl (Soz.) begründete die Anträge, daß Zuſatz⸗ 
renten nach dem früheren Arbeitsverdienſt auch den Kriegs⸗ 
beſchädigten gewährt werden, und daß die Unterſtützung 
der Kriegerfamilien erhöht werde., Die Unter⸗ 
frützungen ſollen mindeſtens betragen: für die Ehefrau 20 Mart 
und für jeden fonſtigen unterſtützungsberechtigten Angehörigen 
monatlich 10 Mark. Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
ſollen verpflichtet werden, aus ihren Mitteln angemeſſene 
Zuſchlüge zu zahlen, mindeſtens, im Betrage von 
50 Prozent der obigen Sätze. 
Familienunterſtützung ſei deshalb unabwendbar, weil die 
Teuerung immer ſtärker geworden ſei. Ueberdies gäbe es 
noch zahlreiche Lieferungsverbände, in denen die Gemeinden 
keine oder nur durchaus ungenügende Zuſchüſſe leiſten. 

Abg. Lieſching Fortſchr.) trat für eine Erhöhung 
enunterſtützung ein.- Die Zwangsvorſchrift 

für die Gemeinden, dieindemſozialdemokra⸗ 
tilchen Antrage enthalten ſſei, gehe aber zu weil. 

Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Der Bundesrat habe 
über die Erhöhung der Familienunterſtützung noch keinen end⸗ 
gültigen VBeſchluß herbeigeführt. In den Vorveſprechungen Veft 

Tamilien- 

      

auch im Winier mit den jetzigen Unterſtützungsſätzen 
müßten. Eine allgemeine Erhöhung der Relchsunter⸗ 
auf 20 Mark und 19 Mark wäre verfehlt. 

Die Sozialdemokrater zogen den Antrag, der die Zuſatz⸗ 
renten für die Militärinvaliden fordert, zurück, da die Ange⸗ 
iegenheit in ihrcm durch die Erklärung des Regierungs⸗ 
veltreters erledigt ſei. Der Antragder Sozialdemo⸗ 
kraten Familier Lr⸗ 

ſtützung wurde äabgelehnt und dafür eine Reſo⸗ 
lution angenommen. in der der Reichskanzler erſucht wird, 
1. die Säte auf 20 und 10 Mark zu erhöhen und 2. eine Be⸗ 

ſtimmung in das Geſetz aufzunehmen, nach der die Gemeinden 
uh Gameindeverbände verpflichtet werden, aus ihren 

»Mitieln Zuſchlöge zu den Unterſtützungen bis zur Behebung 
der Bedürftigkeit zu gewähren. und daß ſie zur Erfüllung dieſer 
Verpllichtung durch die Behörden angehalten werden. Die 

Anträge der Sozialdemokratiſchen Arbeits⸗ 
gemeiufchaſt Wwuürden abgelehnt. 

    

     

      

  

      
— Beihllſen zu Kriegswohlfahrtsausgaben. Dem preußiſchen 

    

      

  

Landtage 2 Geſetzentwurf über weitere Beihilfen zu Kriegs⸗ 

wohlſahrtsausgaben zugehen. Wie erinnerlich, ſind im preußiſchen 

Landt in Zauuar 1915 110 Millianen und in dieſem Früh⸗ 

jah 20 * 1 9 m Zwecke bewilligt worden; 

dieſe Summen ſind inzwiſchen verausgabt, ſodaß die Bewilligung 

weiterer Millionen erforderlich iſt 

Das Urieil gegen Liebknecht rechtskräftig. 

Amtlich meldet das W. T. B. unterm 4. November: In 

der heutigen Verhandlung des Reichsmilitärgerichts wurde die 

Reviſion Viebkncchts gegen das oberkriegsgerichtliche Urteil des 

Gouvernementsgerichts Verlin verworfen. 

Liebknecht war, wie berichtet, am 23. Auguſt vom Obertriegs⸗ 
8 r . nents wegen verfuchten Kriegsverrats, 

E Widerſtand gegen die Staatsgerwalt zu 

Zuchthaus, Ausſtoßung aus dem Heere und 

jechs Jahren Ehrverlußt verurteili worden. 

Auf Antrag des Reichsmilitäranwalts Steinberger wurde im 

Interejſe der Staatsficherheit und militärdienſtlicher Intereſſen die 

Oeffentlichdeit bis zur Urteilsverkündung ausgeſchloſſen. 

MNach zweiſtündiger Verhandlung verkündete der Berhandlungsführer 

Senatspröſident Twele in öffentlicher Sitzung: Der Gerichtshof hat 

die Reviſiopn des Angeklagten verworfen. 
Der Angeklagte war wohl zur Reichstagsperhandlung be⸗ 

  

      

  

Urlaubt, er war aber zweifellos altiver Soldot und unterjtand der 

Militärgerichtsbarkeit. Der Angeklagte hat ſich auch des verſuchten 

Kriegsberrats ſchuldig gemacht. Kriegsverrat iſt ein im Krisge be⸗ 

gangener Landesverrai. Wenn der Angeklagte auch viel⸗ 

icht nichidie Abficht hatte, dem Feinde Vorſchub 

u leiſten oder die Heeresmacht Deutſchlands zu 

ſchwächen, ſo hat er doch vorſählich gehandelt, und es genügt. das 

bie Handlungsweiſe des Angeklagten gecignet war, dieſe Wirkung 

Hervorzurufen. Den Angeklagtre ilt vom Verliner Bezirkskommando 

auf Grund eines Allerhöchſten Eriaſſes, wonach Unteroffizieren und 

attloen Mannſchaſten verboten iſt. an revolutionären ober ſozial⸗ 

demokratiſchen Berjommlungen leilzunehmen, der Vefehl erteilt wor⸗ 

den, lich von derartigen Veranſtaltungen fernzuhalten.“ 

„Er hat ſich nicht allein des erſchwerten nseherkam ſchuidlg 

gemacht, er hat auch Widerſtand gegen die; Staatsgewalt begangen. 

Die Exetutivpbeamten waren genötigt, im Intereſſe der öffentlichen 

E Ord den Angeklagten auf dem Potsdamer 
Er hal ich dieſer Berhafiung wider⸗ 

Deshalb iſt die Reviſion verworfen und dem Angeklagten 

erden die Koſien des Verfahrens auferlegt.“ 

  

      

    
  

  

    

    

  

    

  

firiegsgewinne der Sprengſioffinduftrie. 

Das Verbandsblatt des Fabrikarbeiictverdandes dringt 

eine Zuſammenſtellung, wonach bei den 19 Aktiengeſellſchaften 

der Sprengſtoffinduſtrie betrug: 

  

      
ů 1815 1819 

das Aktienkaptal. 61 725 000 82 525 0 

die Reſerwe 25 100 000 33 365 000 

der Reingewinn 17 281 000 48 55L 800 

die Dividendenſumme 9 306 000 2/ 477 500 

der Prozeniſatz d. Divid. 15,1 Proz. 23,1 Proz. 

   
Die Gegenüberſtellung ſpricht Bände. Sie zeigt, baß die 

füinduſtrie die „Konjunktur“ nach allen Regeln kapi⸗ 

SN Re VLelfing er ismdriſchen 

lament erhalte jetzt 

K dar, Und der Ausſchurß werde jetht weiter 

Eine Erhöhung der 

20 Millionen Zeniner Vieh mehr erzeugt    

rwinne konnten nur erzielt wer 
Preisſtellung der Spre öffe, die zu deit Erzeügungskoſten 
in auffälligen. Mißberhältzis ſteht, alſo durch Uebervortellung 
des Relches und der ſonſtigen Verbraucher, darunter auch der 
Vergarhelten, e Sprengſtoffinpuſtrie iſt für. die Ueberfüh⸗ 
rung in⸗den Beſitz des Reiches durchaus reif. Si 
entwickelt, kapltaliſtiſch ſtart zentraliſiert und in verhältnis⸗ 

iß s Beiriebe zuſfammengefaßt. In einen⸗ſehr ſtraffen. 
Privalmonopol findet das Reich organiſetoriſche Grundlagen, 
auf denen es weiterbauen könnte. Eine Anzahl Pulver⸗ 
fabriten ſind ſchon ſeit langen Jahren im Beſitz der Bundes⸗ 
ſtaaten: es fehlt alſo nicht an Erfahrunge 

HPdſterreich⸗Ungarn 
— Galizlen foll innert Selbſtändigkelt erhalten. Der Kaiſer 

von DOeſterreich hat an den Miniſterprältdenten ein Schreiben gerich⸗ 
tet, in dem es heißt, es ſel des Kaiſers Wille in dem Augenblitke, in 

welchem der neue Staat Polen zur Entſtehung gelangt, Hand in 

Hand mit dieſer Entwicklung auch dem Lande Galizien das 
Necht zu verleihen, ſeine Landesungelegenheiten 

bis zum vollen Maße delſen. was mit ſeiner Zugehörigteit zur ſtoat⸗ 

lichen Geſamtheit und mit deren Gedeihen im Einkiange ſtehi, ſelböſi⸗ 

ſtändig zu ordnen und damit der Bevülkerung Gallziens die 
Gewähr ihrer nationalen und wirtſchaftlichen Entfaltung zu bieten, 

Der Miniſterpräſident wird beauftragt, dem Kaiſer zur geſetzmäßigen 

Verwirklichung geeignete Vorſchläge auszuarbeiten und ihm vorzu⸗ 

legen. 

    

Ans d⸗ H üänus der Praxis.     
  

  

Vollsernährung 
— Die Ernährung im bevorſtehenden Winter. Das Vor⸗ 

ſtandsmitglied des Kriegsernährungsamtes, Generalfekretär Steger⸗ 

wald, hat in Köln in einer vom chriſtlichen Gewertſchaftslartell ein⸗ 

berufenen Verſammlung über die Ernährung in dieſem Winter kol⸗ 
gende Angaben gemacht: 250 Gramm Fleiſch werde man beſtimmt der 

Bevölkerung während des ganzen Winters gewähren können. Be⸗ 

ſtimmte Schichten könnten vorausſichtlich noch mehr erhalten, da 
wörden ſind. Vei den 

Körnerfrüchten ſei eine ſehr gute Ernte erzielt. 5 Millionen Tonnen 

leien mehr als im letzten Jahrs eingebracht. Eine Erhöhung der 

Kartoffelmenge auf mehr als ein Pfund pro Kopf und Tag ſei in⸗ 
deſſen ausgeſchloſſen. Eier ſeien ſehr knapp, aber Zucker werde man 

1˙2 Pfund pro Kopf und Monat gewähren können. Bei Obſt und 

Gemüſe komme man mit Beſchlagnahme und Höchftpreiſen nicht zum 
ꝛ zt werde vorgearbeitel, daß durch von langer Hand 

gerechtfertigt hahen Preiſe in Fortfall 
kommen; für die Bierpruduktion werde man in. Zukizukt nur noch 

25 Prozent des früheren Bedarſs an Gerſte zur Verfügung ftellen 

können. 
— Der Kampf der Preſſe gegen den Lebeusmitktelwucher. Das 

Kölner Schöffengericht fällte ein Urteil, das für die Preſſetritit an 
den Vorkommniſſen auf dem Lebensmittelmarkte von grundſfäßlicher 
Bedeutung iſt. Anfang Auguſt erſchien in vielen Zeitungen Veſt⸗ 
deutſchlands folgendes Inſerat: „15 Heringe für 7,25 Mark. 15 Rieſen⸗ 
Vollheringe für 7,25 Mark verſendet gegen Nachmahme J. Jeber⸗, 

Ottenſen.“ Da zu jener Zeit noch große Heringe für 18 bis 25 Pf. 
zu haben waren und die Faſſung der Anzeige nicht einwandsfrei 

  

  

     
     
    

wac, bemertte die „Rheiniſche Zeitung“ in Köln dazu, daß demnach 
leder Hering 487 Pf. koſie: irgend eine Garantie für die Rieſen⸗ 

haſtigkeit der Heringe, die im voraus bezahlt werden müßten, be⸗      
     

nicht. Was »gedächten die Behörden gegen eine ſolche Aus⸗ 
des Volkes tun? — Die Firma Jebens ſtreungte darauf 

Priwalliage gegen den Verantwortlichen der „Rheiniſchen Zeitung“, 
Genoſſen Beuer, an, den jedoch das Kölner Schöffengericht mit dieſer 
Begründung efreilprach: Es muß der Preßſe in Wahrung von Kön⸗ 

Lebensmittel⸗ 
zi: wenden. 

Recht zugeſprochen werden, die Zuſtände 
markle zu kontroſtieren und ſich gegen Ve ô 

inen Preis geſordert, der mit 

bem damaligen allgemeinen Marktpreiſe nicht in Einklang ſtand. 
mag veriönliche Bereicherung vorliegen oder nicht. Obwoyl obiektivy 

eine Beleidigung jeſtgeſtellt iſt, ſo hat ſie der Beklagte doch nicht be⸗ 
ablichtigt: ihm ſteht vielmehr der Schutz des K. 193 (Wahrung be⸗ 
rechtigter Intereſten)ruur Seite. Dic Koſten trägt der Kläger. 

— Brotgetreide verfüttert — zwei Monale Geſängnis. Wegen 
Verfütlerns von Roggen verurteilte das Schöffengericht zu Schlochau 

den Relitzer Rernhard Buchhals aus Bölzig zu zwei Monaten 
Gef nis. Der Mühlenbeſizer Johann Ningwoistki ans 

Ojusnitza halte einer Frau 10 Pfund Roggen als Mahlloßhn einbe⸗ 

halten und einem Beſitzer 1,30 Zentner Hafer ohne Mahlkarte ver⸗ 

grützt. Das Schöffengericht ertannte gegen ihn auf 200 Mart 

Geldſtrafe. Wegen Verfütterns von Roggen und unberechligten 

Haferkauiſes verurkeilte das Schöffengericht in Flatow die Beſitzerkrau 

Dapid aus Tarnowte zu 396 Mard Geldſtrafe. 

Danziger Nachrichten 
Oebens Sebens 

       

  

Der Kläger hat ſfür ſeine Heringe e 

  

   
   

  

SDramen des 

Auch während der Herrſchaft des Krieges, der ſo viel 

Leben zu früh auslöſcht, ſteht der ſinnende Menſch erſchüttert vor 

den Rätſeln, die das Leben in den meiſt recht flüchtig be⸗ 

trachteten Kataſtrophen des Tages zeigt. Am 8. November 

trieben auf der Motilau in der Nähe des Krantores an⸗ 

einander gebunden zwei Tote. Es waren die entſeelten 

Körper der Frau des Arbeiters Rynkowski aus der 

Baumgariſchen Gaſte und ihrer 13jährigen Tochter Paula. 

Der Mann ſoll auf der Kaiſerl. Werft arbeiten. Eine zweite 

    

    

  

Tochter gehört noch zur Familie. Schon am 21 Oktober 

jollen die und das Mädchen die Wohr verlaſſen 
   Aen 

  

haden. Der Er jollen Zwiſtigteit z Biſchen den 

Eheleuten geweſen ſein. Mutter und Tochter haben wohl 

gemeinſam den Entſchluß zum Verlaſſen des Lebens gefaßt. 

Was muß vor allem auf die Seele des Kindes gewirkt 

haben, um es dahin kummen zu laſſen... Welche Probleme 

entrollen ſich da dem Nachfinnen. — Die Neueſten Nach⸗ 

richten überſchreiben ihre Mitteilung wieder ſo ſehr unzart: 

Angeſchwemmte Leichen. 

  

  

    

   
   

  

nterſtützung. 
tzung, die den Angehörigen 

t wird, exweiſt ſich tä dringender. 
Die Erhöhun 

unſerer Krieger ge⸗ 

  

ir 

Die Preiſe vieler wichtiger Gebrauchsartikel ſind ſchon ſtark 
in die Höhe gegungen. Weiteres Sleigen der Preiſe macht 

Dieter Umitände ſis keider emerktber. In Veritckfiartigung 
ſich leider bemerkber. In Berückfichtigung dieſer Uaſtände   und der Dauer des Krieges hat auch der Reichstag zu dieſer 

E ilt techn ie iſt techniſch au 

jütmentenintereſſen, die dem Beklagten auch perſonüch naheiggen, dus 

Frage Steſlunt genommien, In Atiehträng um elnen f 
demotratiſchen Antrag wurde einſtimmng eine, Neſolutlon 

ISHhemie Eräöhung des monatlichen Betrages de 

10/Mark forderte. Aber auch dieſe Beträge hielt 
nicht für genügend. Er forderte, daß 

ů iehr als bisher die Reichsunterſtützung dur— 
eigene Zuſchüſſe erhöhen ſollen. Damit hat ſich der Reichstag 

vertretenen Standpunkt geſtellt. Der 
Reglerung. Leider hat ſich die 

noch immier nicht zu dem Verfahren ver⸗ 
alhle Großſtädte durchweg zur Anwendung 

Hier gibt es bekanntlich nur auf beſonderen Antrag 
ſxezielle n 

Verwaltung Danzi 
ſtehen können, das 
bringeii. 

ngeh n der Krieger den Cy⸗ a 
Seitens der Stadtverwaltung glaubt man 

dies Verfahren mit der Begründung ſtützen zu können, daß 
man der Notwendigtelt beſſer folgt, wenn man nur auf An⸗ 
trag gibt. Man könnte dieſen Geſichtspunkt für berechtidgt 
halten, wenn der vom Staat gezahlte Betrag ſo hoch wäre, daß 
er alle notwendigen Aufwendungen zu decken erlaubte. Auch 
dann bliebe eben noch außerordentlich viel zu tun übrig. Für 
beſondere Zuwendungen wäre dann immer noch genug Raum⸗ 
Wie dieſes Verfahren underwürts geübt wird, zeigt z. V. die 
Großſtadt Hamburg. Sie zahlte bisher für einen alleinſtehen⸗ 
den Erwuchſenen einen Zuſchuß in der Höhe, daß er insgeſamt 
40 Mart monatlich erhlelt. War der alleinſtehende ein Mann. 
vielleicht der Vater des Kriegers, ſo wurden ihm 45 Mark 
gezahlt und für die alleinſtehende Ehefrau 46 Mark. Neuer⸗ 
dings hat Hamburg dieſe Sätze aber ebenfalls noch erhöht. 
Jetzt erhält der alleinſtehende Erwachſene an Reichsunter⸗ 

ſtüßung und Zuſchuß 54 Mark, eine Kriegerfrau mit einem 
Kinde 12 Marl, mit zwei Kindern 85 Mark, bis mit ſieben 

Kindern 133 Mart. Vergleicht man dieſe Mindeſt betröge 

mit den in Danzig nur gezahlten Sätzen der Reichsunter⸗ 
ſtützung, ſo verſteht man wirklich nicht, wie die Mehrheit der 
Danziger Kriegerfrauen mit dieſen Beträgen auskommen ſoll⸗ 

Es iſt an der Hand dieſes praktiſchen Beiſpieis dringend zu 

wünſchen, daß auch in Danzig endlich der laufande ſtädtiſche 

Zuſchuß eingefüchrt wird. 

Briefe an Kriegsgefangene. ů 

Der Stellvertretende Kommandierende General, Geyeral⸗ 

leutnant Wagner, erſucht uns um Veröffenilichung nach⸗ 

ſtehender Zuſchrift: 
„Aus Flugblättern, die feindliche Flieger in unſeren 

Linien ausgeworfen haben, iſt erſichtlich, daß das deutſche 

Volk beim Schreiben von Briefen an ſeine in Gefangenſchakt 

geraute oder an der Front ſtehenden Angehörigen die im 

vaterländiſchen Intereſſe dringend gebotene Vorſicht öfters 

vermiſſen läßt. 
Die Briefe ſind in Urſchrift durch photograpiiſche 

nahme in dieſen Flugblättern wiedergegeben. 

Sie ſchildern mancherlei Vegebenheiten und Zuftände 

Unſeres jetzigen Wirtſchaftslebens, 3. B. das lange Stehen vor 

den Lebensmittelgeſchäften, unerquicklich, ſich hierbei ergebende 

Zuſtände, wie Zankercien uſw., Klagen über knappe zur Ver⸗ 

teilung gelangende Mengen an Milch, Butter, Fleiſch und 

Fetten uſw. — 

Die Schreiber ſolcher Briefe hedenken nicht, wie unendlich 

viel ſie dem Vaterlande hierdurch ſchaden. Gewiß iſt es unſe⸗ 

ren Feinden wohlbekannt, daß wir in unſerem Wirtſchafts⸗ 

kampfe ſchwer zu ringen haben. Es iſt aber durchaus un⸗ 

erwünſcht, wenn durch derartige Klagen und Schilderungen 

ben Feinder nblicke in unſere Verhältnifſe, 

oftmals ſogar Fingerzeige für neue, gegen un⸗ auf dem Ge⸗ 

biete des Wirtſchaftskrieges zu ergreifende Maßnahmen ge⸗ 

geben werden. Jede derartige Nachricht wird in meiſt über⸗ 

triebener Weiſe aufgebauſcht in den feindlichen Ländern ver⸗ 

breitet, und dann verwertet, die ſchon ſtark geſunkene Sieges⸗ 

zuverſicht der Feinde wieder neu auſzupeitſchen und ſie zu 

weiteren Kämpfen anzufachen. ů 

Schließlich ſollten auch die Schreiber derartiger Briefe 

bedenten, daß ſie nicht nur die Stimmung in Feindesland be⸗ 

findiicher Gefangenen ſiurk brdrücken, ſondern auch unſere 

tapferen Kämpfer an der Front mit unbegründeter Sorge um 

ihre Angehörigen erfüllen und dadurch ihr Los noch mehr 

erſchweren.“ 
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2 Schivindel zuii 

Bei deſt in neuerer Zeit viel in den Handel gebrachten 

Speiſe⸗ und Puddingpulvern hat das Nahrungsmittel⸗-Unter⸗ 

ſuchungsamt der Landwirtſchaftskammer Berlin eingehende 

Unterluchungen angeſtellt und die Beobachtung gemacht. daß 

faſt durchweg billige Erzeugniſſe unter Phantaſtenamen zu un⸗ 

erhört hohen Preiſen vertauft werden. In feſten Packungen 

werden dem Publikum 200 Gramm Maismehl beziehungs⸗ 

weiſe Miſchungen desjelben mit andern Mehlarten zum Preiſe 

pon 1,10 Mark und darüber unter Namen wie „Ißnur“, 

„Maismu“ und dergleichen verkauft, ſo daß alis ein Pfund 

dieſer Waren 2.80 bis 3 Mark koſtet. Dieſer Preis ſteht in 

keinem Verhältnis 
unbedingt 

d Duddiagpulvern.      

u dem wirklichen Wert und ſollte vom 

  

   

  

  

lehnt werben. Andere erwieſen ſich als 

Gemiſch von Reis⸗, Haſer⸗ und Hartoffelmehl, die gleichfalls 

it 1 Murk für 200., Gramm weit über ihren Werl bezahlt 

werden. Ein Maizena⸗Erſatz beſtand aus gemahlenen Mais⸗ 

jpelzen, denen ein hrwert nicht prochen werden kann. 

20 Gramm gefärbtes und arpmatiſtertes Kartoffelmehl und 

Aetreideſtärte als Kaltſchalen⸗Pulver koſten 25 Pfennig: für 

Pfund derartiger Ware berechnet ſich daher der unerhörte 

Preis von 5,50 Mark. Mit weitern ähnlichen Beiſpielen ließe 

ſich aufwarten. Vor dem Ankauf derartiger Erzeugniſſe iſt 

aufs dringendſte zu warnen. 

      

      

  

Jur Frage der Maſſenſpeifung. 

Ein auswärtiger Gewerkſchaftsreamter i 

praktiſche Handhabung der verſchiedenen Arten der Maſſen⸗ 

ſpeiſung in Berlin: öů 

Ueber die Maſſenſpeiſung konnte ich vorige Woche in 

Verlin einige Beabachiungen machen. Es ilt gerade, als ad 

mir die Einwendungen gegen den allgemeinen Charakte⸗ 

   
eihi über die   

   




